
Suchergebnisse: Berufung

1140 – Das umfangreiche Imperium der Tempel-Ordensritter

Paris * Die Templer besitzen ausgedehnte Ländereien in Frankreich, England, Schottland,

Spanien, Portugal, Flandern, Italien, im Deutschen Reich, Ungarn und in der Levante.   

Geschenkt wird ihnen vor allem für die Ablösung von Sünden sowie das Seelenheil des Spenders

und seiner Angehörigen. Durch Tausch, Verkauf und Erwerb optimieren die Templer die

Ertragslage ihrer Schenkungen zu wirtschaftlich lukrativen Gebilden. Da ihre Besitzungen hohe

Renditen erwirtschaften, fließen dem Ritterorden daraus reichliches Einkommen zu. Viele ihrer

landwirtschaftlichen Gründe haben sie verpachtet.    Nur wenn sich die Ertragslage der Böden

wirklich rentiert, dann bearbeiten sie diese auch in Eigenbewirtschaftung. Dafür holen sie sich

eigens qualifizierte Spezialisten. In Spanien und auf den Balearen beschäftigen die

Tempelherren dafür sogar geschickte Muslime.        Durch ihren Kontakt zur jüdischen und

islamischen Welt sind die Tempelherren recht weltoffen und für neue Wissenschaften und Ideen

empfänglich geworden. Der Orden besitzt die fortschrittlichste Technologie der Zeit: im Bereich

der Landwirtschaft, des Vermessungswesens, des Straßenbaus und der Schifffahrt.   Die

Templer veranlassen die Bewässerung des Rio-Cinca-Tales in Aragón, den Bau eines

Mühlensystems an der Aude und die Einführung des vierjährigen Fruchtwechsels in der

Normandie. Mit Mühlen lässt sich ebenso viel Geld verdienen wie mit dem Weinanbau in

Portugal. Der Wein wird bis nach England verkauft.   Auch die Templer-Schiffe bringen einen

erheblichen Gewinn. Den Ordensrittern gehören eigene Häfen, Werften und Schiffe. Sie sind die

Ersten in Europa, die mit einem Magnetkompass ausgestattet sind.   Selbst die der europäischen

weit überlegene arabische Medizin ist den Templern nicht fremd. In den Krankenhäusern des

Ordens kommen moderne Prinzipien wie Hygiene und Sauberkeit zum Tragen und sogar das

Wissen um die antibiotische Wirkung von bestimmten Pilzen ist vorhanden.   Die

Tempelherren sind also keineswegs reine Haudraufs. Neben ihren kriegerischen, politischen und

wirtschaftlichen Aktivitäten betreiben sie auch noch Geldgeschäfte. Sie sind die einzigen

Christen, die aufgrund eines weiteren päpstlichen Privilegs Geld gegen Zinsen verleihen dürfen.

Dadurch können sie einen gewaltigen Reichtum anhäufen.   Und da, um seine Wertgegenstände

aufzubewahren, nichts so sicher und unverletzlich ist wie ein gottgeweihtes Haus und nichts mehr

Vertrauen erweckt als die Templer-Burgen, die von hohen Mauern geschützt, von

Ritter-Mönchen verteidigt vor jedem Angriff sicher scheinen, dienen diese bald als Tresore für

Kostbarkeiten von weltlichen und geistlichen Herren. Sie werden zu Depots für Wertgegenstände,

Schmuck und Geld, die den Grundstock des immer noch gesuchten Templerschatzes bilden.  

Die Templer verwalten die Depots ihrer Kunden, die damit über ein laufendes Konto verfügen. Sie
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können Geld abheben, Zahlungen durch einen simplen Brief an den Schatzmeister entrichten und

erhalten darüber hinaus drei Mal jährlich einen Kontoauszug zugeschickt.   Zu jedem

trogähnlichen Geldschrank gibt es, ähnlich wie bei den heutigen Bankschließfächern, zwei

verschiedene Schlüssel. Je einen für den Hüter der kirchlichen Kostbarkeiten und dem

Depotinhaber. Bis auf wenige Ausnahmen sind die Depots der Templer absolut sicher, da

geldgierige Herrscher nur ganz selten ihre Finger nach ihnen ausstrecken.   So können sich die

Niederlassungen der Templer in Europa und im Nahen Osten zu Zentren des

Finanzwesens entwickeln und das Pariser Ordenshaus, der Temple, zum europäischen

Finanzzentrum. Der König von Frankreich vertraut beispielsweise im 13. Jahrhundert seine

Kronjuwelen der Obhut der Pariser Templer an.   Die Finanzspezialisten der Tempelherren führen

bald fortschrittliche Techniken im Kreditwesen und in der Buchführung ein. Sie entwickeln den

bargeldlosen Zahlungsverkehr und führen den Wechselbrief und den Scheck in Europa ein.   Wer

also in einem Ordenshaus eine Summe einzahlt, kann sie nach Vorlage der Kassenanweisung in

einer weit entfernten Komturei wieder in Empfang nehmen. Der Orden kassiert dafür lediglich

Gebühren und verdient an den Zinsen. Doch wird dadurch der risikoreiche Transfer von

Münzgeld fast völlig entbehrlich.   Neben der einfachen Vermögensverwaltung für Dritte betreibt

der Templer-Orden auch Geldleihe, wodurch er die eigenen Gelder und die ihnen durch Dritte

anvertrauten Einlagen arbeiten lässt. Alle Klöster und Konvente fungieren deshalb als Leihkasse. 

 An Bauern verleihen die Templer kleinere Summen, damit diese einen Engpass überbrücken

können, Kaufleuten geben sie größere Kredite. Als Sicherheit ziehen sie Grundbesitz heran. Gibt

es bei der Rückzahlung des Kredits Probleme, dann halten sie sich an den Ländereien des

Schuldners schadlos.   Zwar passen die Finanzaktivitäten des Templer-Ordens nicht zu ihrer

religiösen Berufung, es ist aber die allgemein den Ritterorden aufgetragene Mission, die sie auch

in diesem Bereich tätig werden lassen. Auch die Johanniter, der Deutsche Orden und selbst die

traditionellen Mönchsorden betätigen sich ähnlich, allerdings auf einer wesentlich niedrigeren

Stufe.   Um im Orient überleben zu können, muss der Templer-Orden über umfangreiche

Finanzmittel verfügen und all seine Einkünfte weitestgehend in Geld verwandeln. Sie kaufen dazu

auf Märkten und Messen möglichst viele Rechte und Monopole, die ihnen wiederum Einnahmen

sichern.   So wird zum Beispiel das ausschließliche Wiegerecht, das der Orden vom Grafen der

Champagne erwirbt, sehr zu Ungunsten der dort ansässigen Bürger vereinnahmt. Von dem

eingenommenen und erwirtschafteten Verdienst gehen anfangs ein Drittel an die Häuser im

Orient. Später werden die Abgaben auf ein Zehntel reduziert.   Aus abendländischer Sicht

entsteht immer wieder der Eindruck, als hätten die Männer und Frauen aus dem Westen die

Kultur in den Nahen Osten gebracht. Genau das Gegenteil ist richtig. Die arabischen Reiche sind

den Christen nicht nur militärisch, sondern auch in ihrer Kultur weit überlegen. Dort im Osten ist

das geistige Erbe der Griechen und Römer bewahrt und weiterentwickelt worden. Geniale

Mathematiker und Astronomen sowie geschickte Kaufleute kommen von dort her.   Die Araber
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haben ein Zahlensystem entwickelt: die arabischen Ziffern, die wir heute noch verwenden. Eine

der wesentlichen Neuerungen besteht darin, dass es für „nichts“ ein eigenes Zeichen gibt: die

Null. Diese macht das Multiplizieren und das Bruchrechnen viel einfacher und erlaubt die

einprägsame Darstellung des Dezimalsystems. Und genau dieses System lernen die Christen,

allen voran die Tempelherren, zur Zeit der Kreuzzüge kennen. Die arabischen Ziffern ersetzen

die bisher üblichen römischen.   Da die Kaufleute nun einfacher rechnen können, rechnen sie

auch besser und erhalten damit ein genaueres Bild über den Verlauf ihrer Geschäfte.

1235 – Durch die Folter soll die Häresie [= Ketzerei] ausgerottet werden

Rom-Lateran * Die Folter wird mit dem Ziel eingerichtet, um die Häresie [= Ketzerei] auszurotten.

Sie wird damals den Bettelorden anvertraut, den Franziskanern und vor allem den

Dominikanern, deren Berufung der Kampf gegen die Häresie ist.

März 1407 – Der Ruf nach der Einberufung eines allgemeinen Konzils wird immer lauter

Savona * Das Schisma wird von Anfang an als Skandal empfunden, weshalb man erhebliche

Anstrengungen unternimmt, die Kircheneinheit wieder herzustellen. Deshalb wird der Ruf nach

der Einberufung eines allgemeinen Konzils immer lauter. In Savona kommt es zu Verhandlungen

zwischen den beiden Machtblöcken.

April 1412 – Bischof Konrad V. von Hebenstreit wird von seinen Dienern ermordet

Straßburg - Freising - Bischoflack * Der von Papst Johannes XXIII. zum Freisinger Bischof

ernannte Konrad V. von Hebenstreit macht sich nach seiner Berufung von Straßburg aus auf den

Weg in seine Freisinger Besitzungen.      In Bischoflack wird er im Schloss von einer Freisinger

Gesandtschaft empfangen.    In der selben Nacht aber von seinen Dienern ermordet. 

1413 – König Sigismund will das dreifache Schisma beenden

Lodi * Der neue deutsche König Sigismund will das dreifache Schisma ein für alle Mal beenden.

Neben religiösen Aspekten verbindet er damit die Hoffnung auf die Kaiserkrone. Sigismund trifft

sich mit Papst Johannes XXIII. in Lodi und zwingt diesen zur Einberufung des Konzils von

Konstanz. 
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10. März 1590 – Die Einstellung gegenüber den Hexenverfolgungen ändert sich

München * Dr. Johann Georg Herwarth von Hohenburg wird zum Geheimen Rat&nbsp;und

Obristkanzler&nbsp;ernannt.&nbsp;Mit seiner Berufung ändert sich die Einstellung gegenüber

den Hexenverfolgungen.&nbsp;Der Jurist versucht diese mit den Mitteln des geltenden

Strafprozessrechts&nbsp;einzudämmen und bestreitet jedes Ausnahmerecht.    Der Grund dafür

ist, dass hier Ermittlungen, Verfolgungen und Verurteilungen wegen Hexerei und

Zauberei&nbsp;ohne entsprechende landesherrliche Gesetze und Vorgaben eingeleitet und

vollstreckt werden.&nbsp;Zu zahlreich sind die Übergriffe und Unregelmäßigkeiten geworden.   

Um den gesetzlosen Zustand zu beenden, leitet Dr. Johann Georg Herwarth von Hohenburg -

noch während im baierischen Herzogtum die Hexenprozesse&nbsp;in Schongau, Ingolstadt und

München laufen - eine Gesetzgebung gegen das Hexenverbrechen&nbsp;und damit die

Eindämmung der Hexenverfolgung&nbsp;im Herzogtum Baiern ein.&nbsp;

Oktober 1624 – Die Basilianer werden fristlos entlassen

München - Au - Rom * Mit der Begründung, dass sie „zur Seelsorge nicht taugten und ein zu

burschikoses Leben führten“ werden die Basilianer fristlos entlassen.   Die an ein freies

Klosterleben gewohnten Basilianer konnten eine strenge Klosterregel nur schwer akzeptieren. Sie

verkehrten in weltlicher Gesellschaft und übernachteten auswärts im Gasthaus. Und bald

kommen dem Alt-Herzog noch abstoßendere Dinge zu Ohren: „Die sich selbst überlassenen

Novizen gingen statt in den Chor in den Keller, besoffen sich und trieben noch viel, viel

schlimmere Dinge.“   Schon bald darauf heißt es, dass sich die Basilianer im Neudecker Kloster

„der Hurerei, des unziemlichen Saufens, gotteslästerlichen Fluchens und dergleichen Übel mehr“

hingeben, worauf der Herzog meint, sie „passen mit ihren lockeren Sitten besser nach Rom“. 

Damit ist nur ein Jahr nach ihrer Berufung das Gastspiel der Basilianer in der Au schon wieder

beendet. In Rom ist die Bestürzung groß.

7. Mai 1832 – Die Bedingungen für König Otto auf dem griechischen Thron sind festgelegt

London * Im Londoner Vertrag werden die Bedingungen für die Einsetzung des bayerischen

Kronprinzen Otto auf dem griechischen Thron detailliert festgelegt. Im Königreich Bayern wird die

Berufung mit Stolz und Begeisterung aufgenommen.

Münchner Zeitensprünge Seite 4/17



2. Dezember 1846 – Lola Montez will eingebürgert werden

München * August Manostetter, der Anwalt der Lola Montez, stellt beim Magistrat der Stadt

München den Antrag auf Erwerbung des bayerischen Indigenates durch Naturalisation. Im

Bewusstsein um die Brisanz des Antrags, verschleppt der Magistrat die Angelegenheit.      Die

Regierung von Oberbayern lehnt die Einbürgerung ab und begründet dies unter Berufung auf das

Gesetz vom 1. Juli 1834 damit, dass „Frauenspersonen [...] nicht ansässig im Sinne des

Gesetzes werden, wenn sie sich nicht gleichzeitig verehelichen oder wieder verehelichen“.

Gleichzeitig stellt man klar, dass Lola Montez weder einen Pass hat, noch sonst imstande ist, sich

auszuweisen. 

14. April 1864 – Kabinettssekretär Pfistermeister muss Richard Wagner ausfindig machen

München * Eine der ersten Taten des jungen Bayernskönigs Ludwig II. ist die Berufung Richard

Wagners nach München. Kabinettssekretär Franz Seraph von Pfistermeister muss sich - nur

einen Monat nach Ludwigs Thronbesteigung - mit dem schwierigen Auftrag aus München

abreisen, den verehrten Musiker ausfindig zu machen und ihn zum König zu bringen.  Der hoch

verschuldete Komponist ist - wieder einmal pleite - mit unbekanntem Ziel abgereist, denn in Wien

und der Schweiz verfolgen ihn die Gläubiger so sehr, dass er sich kaum mehr auf die Straße

traut. Nach über zwei Wochen gelingt es Pfistermeister, den europaweit gesuchten Schöpfer

wichtiger Musikwerke in Stuttgart aufzuspüren.

1882 – Leonhard Romeis lehnt eine Berufung nach Magdeburg ab

München - Magdeburg * Leonhard Romeis lehnt eine Berufung als „Direktor der

Kunsthandwerkerschule der Stadt Magdeburg“ ab.

1888 – Leonhard Romeis lehnt eine Berufung nach Straßburg ab

Straßburg * Leonhard Romeis lehnt eine Berufung als Direktor der Kunstgewerbeschule in

Straßburg ab.

Februar 1893 – Zeitungsbericht löst aufsehenerregenden Prozess um Ritter von Klug aus
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München * Sofort, nachdem der Bericht in den Münchner Neuesten Nachrichten über die

geschäftlichen Machenschaften von Ludwig Peter Ritter von Klug erschienen ist, verklagt dieser

den verantwortlichen Journalisten, Wilhelm Bogler, wegen verleumderischer Beleidigung.  Der

Prozess erregt großes Interesse in der Öffentlichkeit - auch weil einige für Klug äußerst

unangenehme Dinge zur Sprache kommen. Und obwohl Wilhelm Bogler vom Amtsgericht

München zu einer Geldstrafe von 1.000 Mark verurteilt wird, hat Ritter von Klug mit dieser

Anzeige einen entscheidenden Fehler begangen. Denn der Journalist geht in die Berufung,

weshalb das Landgericht München I den Sachverhalt nun neu verhandeln muss. 

September 1893 – Berufungsprozess enthüllt Machtmissbrauch

München * Im Berufungsprozess zwischen Hofrat Ludwig Peter Ritter von Klug und dem

Journalisten Wilhelm Bogler stellt das Gericht fest, dass der Kauf, obwohl er durch die

„Ausbeutung der Notlage der Verkäufer“ und durch „Vorspiegelung falscher Tatsachen“ zustande

kam, rechtlich nicht zu beanstanden sei.   Dennoch erhärtet sich der Vorwurf gegenüber Ritter

von Klug, dass er bei Ankauf des Grundstücks - durch Missbrauch seiner amtlichen Stellung -

privaten Nutzen gezogen hat. Deshalb wird die Strafe für Wilhelm Bogler wegen Beleidigung auf

300 Mark verringert, vom Vorwurf der verleumderischen Beleidigung wird er freigesprochen.  

Weitere Details, die den Tatbestand der Vorteilsnahme im Amt erfüllen, kommen im Verlauf der

Gerichtsverhandlung ebenso zur Sprache wie das Hinwegsetzen des Klägers über vorhandene

Bauvorschriften.   Ritter von Klug will vor dem Oberlandesgericht seine Niederlage revidieren -

doch dort wird der Fall nicht angenommen. So erlangt das Urteil des Landgerichts München I

Rechtskraft.   Aufgrund der zeitlichen Abläufe und personellen Verflechtungen muss hier von

einer frühen Amigo-Affäre gesprochen werden.

14. April 1914 – Rosa Luxemburg wird zu einem Jahr Gefängnis verurteilt

Frankfurt am Main * Rosa Luxemburg steht wegen Aufforderung zur Ungehorsamkeit gegen

Gesetze und Anordnungen der Obrigkeit in Frankfurt vor dem Landgericht.&nbsp;Sie wird zu

einem Jahr Gefängnis verurteilt.&nbsp;Der Knast bleibt der gehbehinderten Frau, die Berufung

gegen das Urteil einlegt, vorerst erspart.&nbsp;

1. August 1914 – Verdun statt Wyoming

München * Die Gründer des „Loos-Verein Wild West“ beschäftigen sich mit der Geschichte der
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Ureinwohner und Siedler Amerikas, um die Wartezeit zu überbrücken, bis das Glück den

erhofften Geldsegen bringen würde. Doch dann beginnt der Erste Weltkrieg und das bedeutet für

die drei wehrdiensttauglichen jungen Männer die Einberufung zum Militär und den Marschbefehl

in Richtung Frankreich. Nun hieß es Verdun statt Wyoming! 

1. August 1914 – Ein radikal eingeschränkter Kriegsfahrplan

Berlin * Nachdem Kaiser Wilhelm II. am 1. August 1914 um 17 Uhr für den nächsten Tag die

Mobilmachung ausgerufen hat, bedeutet das den Beginn des Ersten Weltkriegs.  Die Folge sind

Masseneinberufungen, die natürlich auch das männliche Personal der Städtischen

Straßenbahnen betreffen. Dadurch ist ein planmäßiger Fahrbetrieb nicht mehr aufrecht zu

erhalten. Ein radikal eingeschränkter Kriegsfahrplan ist das Ergebnis und zugleich der erste

spürbare Einschnitt für die Zivilbevölkerung.

3. August 1914 – Die Versorgung der Münchner Bevölkerung mit Brot gewährleistet

München * Die außerordentliche Versammlung der Münchner Bäckerinnung stellt fest, dass -

trotz der Einberufung zahlreicher Bäckermeister und Gehilfen - die Versorgung der Münchner

Bevölkerung mit Brot gewährleistet ist. Daneben sehen sich die verbliebenen Bäcker in der Lage,

zusätzlich 20.000 Leibe Brot fürs Militär zu backen. Freilich können verschiedene

Bäckereibetriebe nur mehr die gangbarste Brotsorte herstellen.      Die Versorgung Münchens mit

Mehl ist für die nächsten vier Wochen gesichert; danach kommt ohnehin das Getreide der gerade

anstehenden Ernte zur Vermahlung. Und weil das Militär die sechs Pferde eingezogen hat, die

bisher für den Hefe-Transport benutzt wurden, kann die Hefe nicht mehr an jeden Bäcker geliefert

werden. 

September 1914 – Die Gründer des Loos-Vereins Wild West müssen an die Front

München * Der Erste Weltkrieg bedeutet für die drei etwa 20-jährigen und wehrdiensttauglichen

jungen Gründer des Loos-Vereins Wild West die Einberufung zum Militär und den

Marschbefehl in Richtung Frankreich. Nun heißt es „Verdun statt Wyoming!“ 

1915 – Kriegsdienst unterbricht die Zusammenarbeit mit Karl Valentin
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München-Angerviertel * Ludwig „Wiggerl“ Greiner wird zum Kriegsdienst einberufen. Mit seiner

Einberufung endet die enge künstlerische Zusammenarbeit mit Karl Valentin zunächst. Erst nach

dem Krieg stehen beide wieder gemeinsam auf der Bühne.

18. Mai 1917 – In den USA beginnt die Wehrerfassung

USA * In den USA beginnt die Wehrerfassung aller Männer zwischen 21 und 30 Jahren. Drei

Millionen Männer werden einberufen. 

22. Februar 1918 – Das Kriegsministerium kategorisiert die Streikleitungen

München * Das bayerische Kriegsministerium unterscheidet in seiner Analyse die Streikleitungen

in       „Führer, die den unabhängigen Sozialdemokraten angehörend, in unmittelbarer Verbindung

mit Norddeutschland, vielleicht auch mit dem Ausland stehen und revolutionäre Umtriebe ins

Land hereinbringen.   „Den einheimischen Führern der gemäßigten Sozialdemokratie. […] Sie

haben die Bewegung bisher vielfach in besonnene Bahnen gelenkt, vertreten aber natürlich aus

parteitaktischen Gründen den Demonstrationsstreik als ein zuverlässiges politisches Mittel.    

„Der Masse der beteiligten Arbeiterschaft, die unter den gegenwärtigen Zeitverhältnissen jeder

verhetzenden Einwirkung besonders zugänglich ist.“      Und weiter schlägt das Kriegsministerium

vor:   „Führer der unter 1) bezeichneten Art sind, wenn irgend möglich, aus ihrer Umgebung zu

entfernen und zwar solche, die sich eines Vergehens oder Verbrechens schuldig oder dringend

verdächtig gemacht haben durch polizeiliche vorläufige Festnahme und Erwirkung eines

richterlichen Haftbefehls – Wehrpflichtige durch Einberufung, Versetzung, Abstellung ins Feld -,

Nichtbayern durch Aufenthaltsverbot auf Grund Art. 42 des Kriegszustandsgesetzes.“ 

24. September 1918 – Das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

Berlin * Im Vorwärts wird das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

veröffentlicht. Die Mehrheitssozialdemokraten verlangen:       Den Beitritt Deutschlands zu einem

Völkerbund, der Streitfälle friedlich regelt.   Ein klares Eingehen auf das 14-Punkte-Programm

des US-Präsidenten.   Die Aufhebung der Diktatfrieden mit Rumänien und Russland und den

Abzug der dort eingesetzten deutschen Besatzungstruppen.   Belgien, Montenegro und Serbien

sollen geräumt werden.   Freie, allgemeine und gleiche Wahlen in den Ländern des Deutschen

Reichs, was vor allem Preußen mit seinem Dreiklassen-Wahlrecht meint.   Keine

Nebenregierungen, womit die Oberste Heeresleitung - OHL gemeint ist.   Die Berufung der
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Regierungsmitglieder aus der Reichstagsmehrheit, also MSPD, Linksliberale und Zentrum.    

Versammlungs- und Pressefreiheit, und damit die Beendigung des Belagerungszustandes.   Die

Beseitigung aller militärischen militärischen Institutionen, die der politischen Beeinflussung

dienen.      Die bürgerlichen Parteien sind die Bündnispartner der Mehrheitssozialdemokraten,

nicht die USPD. 

21. Oktober 1918 – Lieber ein Kapitulationsfriede als den Zusammenbruch

München - Königreich Bayern * Das Kriegsministerium erhält anonyme „Stimmen aus dem

Mittelstande Bayerns“ zugeschickt. Darin wird unter der Berufung auf die allgemeine

Volksmeinung gefordert: „Der Friede muss sobald als möglich herbei geführt werden, gleich ob

günstig oder ungünstig.“ Ein Kapitulationsfriede sei immer noch besser als der unausweichliche

Zusammenbruch. 

2. November 1918 – Ein bayerisches Abkommen über parlamentarische Reformen

München-Kreuzviertel * Unter dem Eindruck der revolutionären Unruhen im Deutschen Reich

schließt die bayerische Regierung mit Delegierten der im Landtag vertretenen Parteien ein

Abkommen über parlamentarische Reformen, in der wesentliche Forderungen der SPD erfüllt

werden. Sie beinhaltet:       Die Einführung der Verhältniswahl zur Kammer der Abgeordneten.  

Eine ergiebige Verstärkung der Kammer der Reichsräte durch Vertreter der Gemeinden, der

Hochschulen und der wichtigsten Berufs- und Erwerbsstände.   Von den Prinzen des Königlichen

Hauses gehören nur noch der Kronprinz und fünf weitere der Reichsrätekammer an.   Keine

weitere Ernennung erblicher Reichsräte.   Ein Veto der Reichsrätekammer gegen ein Gesetz

kann durch dreimalige Abstimmung der Abgeordnetenkammer überstimmt werden.    Die

Einjährige Finanzperiode.   Als Minister können nur Personen berufen werden, die das Vertrauen

der Kammern des Landtags besitzen.   Ein Ministerium für Soziale Fürsorge wird neu gebildet

und mit einem Sozialdemokraten besetzt.   Ferner sollen vier Abgeordnete als Minister ohne

Portefeuille [= Ressort, Ministerium] berufen werden, einer davon aus den Reihen der

sozialdemokratischen Fraktion.      Die notwendige Kabinettsumbildung ist für den 8. November

angekündigt.    Die Verhältniswahl zur Abgeordnetenkammer ist eine alte sozialdemokratische

Forderung und die Vereinbarungen über die Kammer der Reichsräte laufen auf eine

Demokratisierung der Kammer der Adeligen und des hohen Klerus hinaus. Dadurch hätte die

Bayerische Verfassung zugleich parlamentarisiert werden sollen. Auch die Vorschrift aus dem

Wahlgesetz von 1896, wonach kein Abgeordneter zum Minister berufen werden darf, würde

durch diese Gesetzesvorlage abgeschafft werden.    Über den Königlichen Erlass über die
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Parlamentarisierung Bayerns soll am 6. November 1918 die Abgeordnetenkammer abstimmen

und sich am 8. November die Kammer der Reichsräte mit dieser Vorlage befassen. Doch dazu

wird es nicht mehr kommen. Obwohl die sozialdemokratische Münchener Post die Vereinbarung

als „Beginn der Demokratisierung Bayerns“ feiert, stehen viele Sozis dieser Demokratisierung von

oben sehr skeptisch gegenüber. 

15. November 1918 – Räte als Grundlage der neuen Demokratie

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner sieht in den Räten die Grundlage für sein

Konzept einer neuen Demokratie. In seiner Regierungserklärung erklärt er, dass die

Demokratisierung des öffentlichen Geistes wie der öffentlichen Einrichtung noch vor der

Einberufung einer konstituierenden Nationalversammlung erreicht werden soll.  Kurt Eisner will

die Demokratisierung über eine Art Nebenparlament herbei führen, mit dem er auch bürgerliche

Kreise zur Mitwirkung am Aufbau des neuen Staates gewinnen wollte. Dieses Nebenparlament

sollte ihre Interessen sowohl gegenüber dem provisorischen Zentralparlament als auch

gegenüber der Regierung einbringen können.   „Ich habe vom ersten Tag der Revolution an in

dem System der Räte die große Schule der Demokratie und des Sozialismus gesehen und

glaube nicht, dass wir in Deutschland weiterkommen können, wenn wir nicht dieses System der

Räte entwickeln […] und dadurch das Volk mündig machen zur Entscheidung über sein

Schicksal.   Nicht die Politik des Wahlzettels tut es allein. […] Das hindert nicht, dass auch die

Politik des Wahlzettels notwendig ist, aber das Rätesystem […] soll den Wähler lesen, denken

und entscheiden lehren, nicht in acht Tagen vor der Wahl, sondern tagaus, tagein.“ 

22. November 1918 – Der Rat der Volksbeauftragten setzt seinen Machtanspruch durch

Berlin * Der von Mitgliedern des Rats der Volksbeauftragten und des Vollzugsrats gebildete

Ausschuss zur Erarbeitung der Kompetenzabgrenzung zwischen den beiden Gremien legt sein

Ergebnis vor.    Der Rat der Volksbeauftragten setzt seinen Machtanspruch weitgehend durch.

Man vereinbart die Einberufung einer Reichsversammlung von Delegierten der Arbeiter- und

Soldatenräte. 

25. November 1918 – Die Beschlüsse der Ministerpräsidenten-Konferenz

Berlin * Die Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin, auch Reichskonferenz der deutschen

Bundesstaaten genannt, stimmt letztlich nur       der Einberufung der konstituierenden
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Nationalversammlung,   der Aufrechterhaltung der Einheit Deutschlands und   der schnellen

Herbeiführung eines Präliminarfriedens [= Vorfrieden oder vorläufiger Frieden] mit großer

Mehrheit zu.     Bis die konstituierende Nationalversammlung zusammen tritt, werden die Arbeiter-

und Soldatenräte als Repräsentanten des Volkswillens angesehen. 

4. Dezember 1918 – Demonstration für die Einberufung der Bayerischen Nationalversammlung

München-Kreuzviertel * 500 Pioniere in Begleitung ihrer Offiziere demonstrieren vor dem Sitz des

Ministerpräsidenten im Montgelas-Palais für die Einberufung der Bayerischen

Nationalversammlung.    Ministerpräsident Kurt Eisner, Innenminister Erhard Auer und

Militärminister Albert Roßhaupter sprechen mit den Versammelten und sichern ihnen die baldige

Bekanntgabe des Einberufungstermins der Nationalversammlung zu.

6. Dezember 1918 – Versammlungen und Demonstrationen der Berliner Spartakusgruppe

Berlin * Die Spartakusgruppe hat für den 6. Dezember drei Versammlungen mit anschließenden

Demonstrationen beim Polizeipräsidium angemeldet. Die Protestveranstaltungen werden mit der

Auflage genehmigt, dass keine Waffen mitgeführt werden. Die drei Versammlungen finden am

späten Nachmittag in den Germania-, Sophien- und Andreas-Sälen statt. Die Redner üben

harsche Kritik an der Regierung und protestieren gegen die Einberufung einer

Nationalversammlung.    Während der Versammlungen verbreitet sich die Nachricht von der

mutmaßlichen Verhaftung des Vollzugsrats und von Friedrich Eberts Ausrufung zum Präsidenten.

Entsprechend erregt beginnen gegen 16:30 Uhr die Demonstrationen. 

8. Dezember 1918 – Ultimative Forderungen von Hindenburg

Kassel - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, der Chef der Obersten

Heeresleitung - OHL, fordert in einem Brief an den Reichskanzler Friedrich Ebert ultimativ       die

Stärkung der Macht der Reichsleitung,   die sofortige Einberufung der Nationalversammlung noch

im Dezember,   die Beseitigung der Soldatenräte,   die Ausschaltung der Arbeiterräte sowie   aller

Revolutionsorgane mit Ausnahme der Reichsleitung.   Das Vorgesetztenverhältnis und alle damit

zusammenhängenden Bestimmungen sind „restlos“ wiederherzustellen und die Soldatenräte aus

der Truppe zu entfernen. 
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19. Dezember 1918 – Der Zentralrat ohne Beteiligung der USPD

Berlin * Am Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über den noch zu

wählenden Zentralrat debattiert. Dem Rat der Volksbeauftragten wird die gesetzgeberische und

die vollziehende Gewalt übertragen.       Der Zentralrat soll das Recht zur Berufung und

Abberufung der Volksbeauftragten des Deutschen Reiches und der Volksbeauftragten Preußens

erhalten.   Er muss bei der Berufung von Fachministern und Beigeordneten „gehört“ werden und  

soll das Kabinett „parlamentarisch überwachen“.      Der Kongress beschließt gegen die Stimmen

der USPD die Vorlage. Die Unabhängigen erklären daraufhin, sich nicht am Zentralrat zu

beteiligen. 

19. Dezember 1918 – Der Spartakusbund München versammelt sich im Wagnersaal

München-Ludwigsvorstadt * Der Spartakusbund München hält im Wagnersaal eine Versammlung

ab. Max Levien tritt für den Bolschewismus nach russischem Vorbild ein.    Kurt Eisner warnt vor

dem „Spiel mit dem Feuer“ und verteidigt die Einberufung der Nationalversammlung. Seine Rede

wird ständig durch Zwischenrufe gestört. 

23. Februar 1919 – Die sofortige Einberufung des Rätekongresses

München * Die Neue Zeitung teilt mit, dass der Zentralrat die sofortige Einberufung des

Rätekongresses beschlossen hat. 

1. März 1919 – Eine von Martin Segitz (SPD) geführte Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Nachdem am Tag zuvor beschlossen worden ist, dass die Einberufung

des Landtags auf unbestimmte Zeit verschoben wird, bestimmt der Rätekongress am Nachmittag

des 1. März die neuen Minister.         Der gemäßigte [!] Mehrheitssozialdemokrat Martin Segitz

wird Ministerpräsident und leitet zudem noch das Außen- und Innenministerium,    Ernst Niekisch

[SPD] ist zuständig für Unterricht und Kultus,     Fritz Endres [SPD] für Justiz,     Richard Scheid

[SPD] für militärische Angelegenheiten,   Joseph Simon [USPD] für Handel, Gewerbe und

Industrie,   Edgar Jaffé [USPD] für Finanzen,     Hans Unterleitner [USPD] für soziale

Angelegenheiten und   Theodor Dirr [BBB] für Land- und Forstwirtschaft.     Der parteilose

Heinrich von Frauendorfer übernimmt das Verkehrsministerium.        Nun müssen nur noch die

betroffenen politischen Parteien ihren Mitgliedern die Annahme des Ministeramtes gestatten. 
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8. März 1919 – Antrag auf sofortige Einberufung des Landtags

München * SPD, USPD und der Bauernbund legen dem Rätekongress einen gemeinsamen

Antrag auf sofortige Einberufung des Landtags vor. Der Rätekongress nimmt den Antrag gegen

die Stimmen der extremen Linken an. Dem Antrag voraus geht die Ablehnung, Bayern zur

sozialistischen Räterepublik auszurufen.    Aus Protest gegen diese Beschlüsse erklären die zwei

Vertreter des Revolutionären Arbeiterrats, Max Levien und August Hagemeister, sowie Fritz

Sauber vom Soldatenrat, ihren sofortigen Austritt aus dem Zentralrat. 

27. März 1919 – Der Ministerrat beschließt ein Zentralwirtschaftsamt

München * Der Ministerrat beschließt einstimmig die vom Nationalökonomen Otto Neurath

vorgeschlagene Einrichtung eines Zentralwirtschaftsamtes.    Ministerpräsident Johannes

Hoffmann versucht die Berufung Neuraths zum Leiter dieses Amtes zu verhindern, kann sich

aber nicht durchsetzen.&nbsp;

3. April 1919 – Die Presse polemisiert gegen die Einberufung des Landtags

München - Freistaat Bayern * Gegen die Einberufung des Landtags polemisiert die Presse

lautstark: Die Landtagsabgeordneten hätten sich nicht als würdige Volksvertreter erwiesen und

seien nach dem 21. Februar feige aus der Hauptstadt geflohen. Daher können die Münchner

guten Gewissens auf ihre Rückkehr verzichten.    Die Räte, vor allem die Kommunisten und die

Anarchisten unter ihnen, fühlen sich durch Hoffmanns Ankündigung provoziert. Sie antworten mit

Demonstrationen und Protestveranstaltungen in ganz Bayern.&nbsp;

3. April 1919 – Den Gesichtsverlust mit übertriebenen Aktivismus besiegen

München * Da es Ministerpräsident Johannes Hoffmann am 27. März nicht gelungen ist, die

Berufung des Wirtschaftssozialisten Otto Neuraths zum Leiter des Zentralwirtschaftsamtes zu

verhindern, hat er einen herben Gesichtsverlust erlitten. Diesen versucht er jetzt durch

übertriebenen Aktivismus in anderen politischen Bereichen wettzumachen. 

3. April 1919 – Johannes Hoffmann beruft den Landtag für den 8. April ein
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München * Am Abend gibt Ministerpräsident Johannes Hoffmann völlig überraschend bekannt,

dass der Landtag - entgegen bestehender Absprachen - am kommenden Dienstag, dem 8. April,

wieder eine Sitzung abhalten würde.    Die angekündigte Einberufung des Parlaments ist eine

politische Machtdemonstration Hoffmanns. Anschließend reist das bayerische

Regierungsoberhaupt nach Berlin.     Unterstützt wird der SPD-Ministerpräsident von den

bürgerlichen Parteien, die im Landtag das einzige Instrument sehen, politisch doch noch in

Erscheinung zu treten. 

4. April 1919 – Der Zentralrat ist gegen die Einberufung des Landtags

München * Der Zentralrat spricht sich gegen das Vorhaben des Ministerpräsidenten Johannes

Hoffmann, den Landtag am 8. April erneut einzuberufen, aus, nachdem er es aus der Presse

erfahren hatte. Er teilt dies dem Ministerrat mit und droht mit einem Generalstreik, falls der

Landtag doch zusammentreten sollte.&nbsp;    Die anwesenden Minister lehnen jetzt die

Einberufung des Landtags ab, obwohl sie am Vortag keine Bedenken geäußert hatten.

&nbsp;Nachdem die Münchner Garnison erklärt, dass sie nicht zum Schutz des Landtags zur

Verfügung stehen wird, entscheidet sich der Ministerrat mehrheitlich gegen eine Einberufung des

Landtags.&nbsp;

5. April 1919 – Der Ältestenrat verzichtet auf die Landtags-Einberufung

München * Der Ältestenrat des Landtags beschließt - unter Protest - den Verzicht auf Einberufung

des Landtags. Begründung: „Um einen offenen Bürgerkrieg zu vermeiden“.&nbsp;

7. April 1919 – Gründung eines Revolutionären Hochschulrats

München * Angehörige der Gruppe sozialistischer Akademiker&nbsp;gründen einen

Revolutionären Hochschulrat.&nbsp;Er beseitigt den am 5. April gegründeten und aus drei

Sudenten bestehenden Provisorischen Studentenrat der Universität München“.&nbsp;Der

Revolutionäre Hochschulrat       will die Universität sofort schließen,   die bisherige

Universitätsverfassung aufheben und   einen Revolutionären Senat&nbsp;bilden.&nbsp;  

Sämtliche Lehrkräfte der Universität sollen entlassen und   eine völlig neue

Hochschule&nbsp;durch Neuberufungen geschaffen werden.      Für den nächsten Tag wird eine

allgemeine Studentenversammlung&nbsp;ins Auditorium Maximum&nbsp;der Universität

München einberufen.&nbsp;
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11. April 1919 – Die Regierung ist vollständig nach Bamberg umgezogen

Bamberg * Ministerpräsident Johannes Hoffmann, die Minister und

die&nbsp;Landessekretariate&nbsp;der einzelnen Parteien sind inzwischen vollständig nach

Bamberg übergesiedelt.&nbsp;In den nächsten Tagen soll sich hier auch

der&nbsp;Ältesten-Ausschuss&nbsp;zusammenfinden und über die&nbsp;Einberufung des

Landtags&nbsp;einen Beschluss fassen. &nbsp;

30. April 1919 – Versammlung der Betriebs- und Soldatenräte im Hofbräuhaus

München-Graggenau&nbsp;* Um 23 Uhr wird eine Versammlung der&nbsp;Betriebs- und

Soldatenräte&nbsp;ins&nbsp;Hofbräuhaus&nbsp;eingeladen.&nbsp;Die Versammlung distanziert

sich von den&nbsp;Geiselmorden.    Aus ihrem Kreis wählen die Versammelten gegen

Mitternacht jeweils drei&nbsp;Betriebs- und Soldatenräte, die in Dachau wegen der

Übergabemodalitäten für München verhandeln sollen.    Ernst Toller beantragt die sofortige

Einberufung eines&nbsp;Bayerischen Rätekongresses.&nbsp;Der Antrag wird angenommen.

Danach vertagt sich die Versammlung.&nbsp;

29. März 1924 – Das Bayerische Konkordat - ein Staatsvertrag

München * Durch die Revolution&nbsp;und der damit verbundenen veränderten Staatsform wird

dem Staatskirchentum&nbsp;das Fundament entzogen.&nbsp;Deshalb versucht die katholische

Kirche seit dem Jahr 1920 vergeblich, einen Staatsvertrag&nbsp;- ein Konkordat&nbsp;- mit den

Vertretern der Weimarer Republik&nbsp;zu schließen, mit dem ihre Stellung im Staat fest definiert

wird.    Nachdem sich dieser Weg so nicht realisieren lässt, beginnt der päpstliche

Nuntius&nbsp;in München, Eugenio Pacelli, der spätere Papst Pius XII., gemeinsam mit

Kardinal&nbsp;Michael von Faulhaber, mit dem republikanischen Freistaat Bayern&nbsp;ein

Konkordat&nbsp;abzuschließen.&nbsp;Das bayerische Konkordat       sichert der Kirche nach

Außen den Schutz durch den Staat&nbsp;zu und   gibt ihr gleichzeitig die völlige Unabhängigkeit

nach Innen.   Die Ernennung und Abberufung von Professoren&nbsp;an den theologischen

Fakultäten der Universitäten&nbsp;und der Religionslehrer an den höheren

Schulen&nbsp;obliegen nun allein den Bischöfen, die wiederum nur vom Papst ernannt werden.  

Der Religionsunterricht&nbsp;wird zum Hauptfach&nbsp;an den Schulen erklärt und die

Bekenntnisschule zur Regelschule&nbsp;gemacht. &nbsp;   Schulgebet und

Schulgottesdienste&nbsp;werden staatsrechtlich abgesichert.   Weiter wird festgelegt, dass der

Freistaat Bayern&nbsp;feste Beträge an die Kirche abzutreten und bei finanziellen Notlagen die
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Kirche zu unterstützen hat.   Der Steuerzahler finanziert die Gehälter und Wohnungen der

Geistlichen, ihre Ruhestandsgelder, Gebäude usw. &nbsp;   Die katholische Kirche in Bayern

lässt sich ihre Ausgaben zu einem großen Teil vom Staat zahlen, ohne gleichzeitig dessen

Kontrolle dulden zu müssen. Dazu wird die Kirchensteuer&nbsp;festgeschrieben. &nbsp;      Das

„bayerische Konkordat“ hat Vorbildfunktion für weitere Abkommen zwischen Staat und

Kirche.&nbsp;

7. März 1933 – Das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums

Berlin * Mit dem Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums wird die Möglichkeit

geschaffen, ein Verfahren zur politischen Überprüfung bei Versetzungen oder Berufungen in

Gang zu setzen. 

14. Oktober 1934 – Auslegung der Steuergesetze nach nationalsozialistischer Weltanschauung

Berlin - München-Bogenhausen * Staatssekretär Fritz Reinhardt initiiert das

Steueranpassungsgesetz, das vorschreibt, Gesetze „nach nationalsozialistischer

Weltanschauung“ auszulegen. Damit ist es möglich, auch gegen den Wortlaut älterer

Steuergesetze zu entscheiden. Grundsätze wie Gleichbehandlung der Steuerpflichtigen und

Leistungsbezogenheit der Steuerbemessung werden aufgehoben.     Unter Berufung auf die

angebliche Nichtzugehörigkeit der Juden zur deutschen Volksgemeinschaft verweigert man ihnen

gesetzlich zustehende Steuervergünstigungen.      

Juni 1935 – Vernichtende Gutachten für Professor Hans Rheinfelder

München - Halle - Köln * Professor Hans Rheinfelder erhält nahezu gleichzeitig eine Berufung

nach Halle und Köln erhalten. Um sich vor möglichen späteren Konflikten zu schützen, werden

von den aufnehmenden Universitäten Gutachten eingeholt.   Diese fallen für Professor

Rheinfelder wie folgt aus: „Politisch stand und steht Rh. unbeirrbar und unbelehrbar auf dem

Boden der Bayerischen Volkspartei. Zu den Grundsätzen des Deutschen Reiches kann er bei

seiner durchaus unheroischen schwächlich-pazifistischen und konfessionell verstockten

Einstellung keine innere Fühlung bekommen, ja er bemüht sich auch nicht im mindesten darum,

diese zu gewinnen. Kultur ist ihm gleich katholische Kirche. […] Im übrigen aber ist seine

Weltanschauung für die Zwecke des Dritten Reiches völlig unbrauchbar.“
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26. August 1939 – Das männliche Trambahn-Personal wird zur Wehrmacht eingezogen

München * Knapp eine Woche vor dem offiziellen Kriegsbeginn wird das männliche

Trambahn-Personal zur Wehrmacht eingezogen. Das führt zu einem deutlich eingeschränkten

Fahrbetrieb.    

1. September 1939 – Mit dem Kriegsbeginn wiederholen sich die Probleme des Tierparks

München-Giesing * Weitere geplante Objekte für den Tierpark Hellabrunn sind tropische

Gewächshäuser, ein Insektarium, ein Tigertal und eine Freianlage für Braunbären und weitere.

Durch den Kriegsbeginn müssen sämtliche Bauvorhaben eingestellt werden und kommen nicht

zur Ausführung.   Im Tierpark treten die bereits bekannten Probleme wie 25 Jahre zuvor wieder

auf.     Der erste Schritt ist die Einberufung von 19 Tierpflegern.   Es ist nur eine Frage der Zeit,

bis es zu Futterproblemen kommen wird.   Außerdem sinkt die Zahl der Besucher nach

Kriegsbeginn auf zehn Prozent gegenüber der Friedenszeit. 
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